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Anmerkung: Nach der sog. Konzentrationsmaxime ist ein Ver­
fahren zügig und ressourcenschonend zu gestalten, was Ein­
fluss sowohl auf die Vorbereitung durch das Gericht als auch 
auf das Vorbringen und die Wahrnehmung von Rechtsbehel­
fen, Anträgen usw. der Verfahrensbeteiligten hat. Deshalb darf 
die Hauptverhandlung nicht für länger als 21 Tage und erst 
nach 10 Verhandlungstagen bis zu einem Monat unterbrochen 
werden. Diese Frist kann durch bestimmte Ereignisse gehemmt 
werden, z. B. durch die Erkrankung einer „zur Urteilsfindung 
berufenen Person“. Diese Hemmung wiederum darf nicht län­
ger als zwei Monate dauern. Spätestens 10 Tage nach Ablauf 
der Hemmungsfrist muss die Verhandlung fortgesetzt wer­
den, ansonsten die Verhandlung erneut beginnen muss. Der 
Gesetzgeber hat mit der Hemmung dem Umstand Rechnung 
getragen, dass Umfangsverfahren z. B. in Schwurgerichts- oder 
Wirtschaftsstrafsachen nicht durch Krankheit eines Beteilig­
ten abgebrochen werden sollen. Auch der Einsatz von Ergän­
zungsschöffen ist eine Maßnahme, umfangreiche Verfahren 
zu Ende zu bringen, ohne bei Erkrankungen erneut beginnen 
zu müssen. In der vorliegenden Entscheidung geht es um die 
Frage, ob die Erkrankung eines Ergänzungsschöffen als noch 
nicht stimmberechtigtem Mitglied des Gerichts ebenfalls die 
Hemmung der Unterbrechungsfrist auslöst. Die Beantwortung 
hängt davon ab, ob ein Ergänzungsschöffe „zur Urteilsfindung 
berufen“ ist, was der BGH aus dem Wortlaut, der Systematik, 
dem Willen des Gesetzgebers und der Zielsetzung der Norm 
bejaht. Damit sind die klassischen Methoden der Auslegung 
und Interpretation einer Rechtsvorschrift genannt.

Der Beschluss macht für die Ergänzungsschöffen deutlich, 
dass sie im Verfahren bereits „mittendrin“ und nicht nur „da­
bei“ sind, soweit es um die Beweisaufnahme geht. Sie müs­
sen für den Fall ihres Eintritts voll im Stoff stehen und haben 
daher der Verhandlung mit der gleichen Aufmerksamkeit zu 
folgen wie Hauptschöffen. Deshalb haben sie das Recht, Fra­
gen an Angeklagte, Zeugen und Sachverständige zu stellen 
(§  240 Abs.  2 StPO). Sie nehmen an der Beratung nicht teil; 
diese ist den zur Entscheidung berufenen Personen vorbehal­
ten. Ergänzungsschöffen sind, bevor sie ordentliche Mitglieder 
des Spruchkörpers werden, zur Urteilsfindung, aber noch nicht 
zur Urteilsentscheidung berufen. Wird ein Ergänzungsschöffe 
krank, kann dies zur Hemmung der zulässigen Frist zur Unter­
brechung der Hauptverhandlung führen, sodass diese erst 
nach seiner Genesung (spätestens nach zwei Monaten und ggf. 
bis zu 10 weiteren Tagen) fortgesetzt wird. Hier war die Gene­
sung des Ergänzungsschöffen innerhalb der Höchstfrist nicht 
zu erwarten, weshalb er – wie ein kranker Hauptschöffe in sol­
chem Fall auch – aus dem Verfahren ausscheidet. Damit muss 
die Genesung nicht abgewartet und der Prozess kann fortge­
setzt werden – mit einem Ergänzungsschöffen weniger für den 
nächsten Notfall.

Diese Stellung der Ergänzungsschöffen hat Auswirkun­
gen auf weitere Umstände im Laufe der Hauptverhandlung. 

Ihnen ist wie den Hauptschöffen der Anklagesatz auszuhändi­
gen (Nr. 126 Abs. 3 RiStBV), desgleichen die Urkunden im sog. 
Selbstleseverfahren (§ 249 Abs. 2 StPO). (hl)

Link zum Volltext der Entscheidung: 
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/
document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=9545b6377ccb3348
cd39c862189e4fa9&nr=132096&pos=0&anz=1  
[Abruf: 7.5.2023]

OLG Zweibrücken:  
Amtsenthebung – Gröbliche Pflicht­
verletzung

1.	 Ein Schöffe ist seines Amtes zu entheben, wenn er seine 
Amtspflichten gröblich verletzt hat (§ 51 Abs. 1 GVG). Eine sol­
che Pflichtverletzung ist anzunehmen, wenn der Schöffe ein 
Verhalten zeigt, das ihn aus objektiver Sicht eines verständi­
gen Verfahrensbeteiligten ungeeignet für die Ausübung des 
Schöffenamtes erscheinen lässt, weil er nicht mehr die Ge­
währ bietet, unparteiisch und nur nach Recht und Gesetz zu 
entscheiden.
2.	 §  51 Abs.  1 GVG (Amtsenthebung) ist auch anwendbar, 
wenn dem Schöffen ein strafbares Verhalten zur Last gelegt 
wird. Dabei stellt der Ausschlussgrund einer Verurteilung von 
mehr als sechs Monaten wegen einer vorsätzlichen Straftat 
(§§ 32 Nr. 1, 52 Abs. 1 Nr. 1 GVG) keine Untergrenze dergestalt 
dar, dass der Schöffe nach einer Straftat allein bei Vorliegen 
der dort genannten Voraussetzungen aus dem Schöffenamt 
entfernt werden kann. §  51 GVG schafft  – unter engen Vor­
aussetzungen – eine eigene Möglichkeit, einen Schöffen des 
Amtes zu entheben.
3.	 Wegen des verfassungsrechtlichen Prinzips des gesetzli­
chen Richters ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit in be­
sonderem Maße zu beachten. Als gröbliche Pflichtverletzung 
kommen neben der Verletzung des Beratungsgeheimnisses, 
wiederholtem unentschuldigtem Fernbleiben von Sitzun­
gen, der nicht nur vorübergehenden fehlenden telefonischen 
und postalischen Erreichbarkeit sowie der Verweigerung der 
Eidesleistung insbesondere auch verfassungsfeindliche Aktivi­
täten in Betracht. 
4.	 Weder bußgeldbewehrte Verstöße gegen die Masken­
pflicht bei sog. Montagsspaziergängen oder die bloße Teil­
nahme an solchen Versammlungen noch eine nach dem Ver­
sammlungsrecht strafbewehrte Durchführung einer derartigen 
Versammlung ohne Anmeldung als Veranstalter oder Leiter be­
gründen jeweils für sich allein oder in einer Zusammenschau 
die Annahme einer gröblichen Amtspflichtverletzung eines 
Schöffen im Sinne des § 51 Abs. 1 GVG. (Orientierungssätze d. 
Red.)
OLG Zweibrücken, Beschluss vom 14.10.2022 – 1 Ws 187/22

http://www.laikos.eu
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=9545b6377ccb3348cd39c862189e4fa9&nr=132096&pos=0&anz=1
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=9545b6377ccb3348cd39c862189e4fa9&nr=132096&pos=0&anz=1
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=9545b6377ccb3348cd39c862189e4fa9&nr=132096&pos=0&anz=1


Rechtsprechung34 LAIKOS Journal Online [www.laikos.eu] – Jg. 1 | 2023 | Ausgabe 1

Anmerkung: Der Entscheidung liegt der Antrag des Vorsitzen­
den eines Schöffenwahlausschusses an das OLG zugrunde,
a)	 einen Jugendhauptschöffen gemäß § 51 GVG wegen einer 
gröblichen Verletzung seiner Amtspflichten seines Amtes zu 
entheben und 
b)	 ihm bis zur Entscheidung über diesen Antrag die Führung 
der Amtsgeschäfte vorläufig zu untersagen. 

Begründung ist, dass gegen den Schöffen wegen Verstoßes ge­
gen das Versammlungsgesetz in drei Fällen Anklage erhoben, 
sowie wegen Verstößen gegen die (damalige) Maskenpflicht 
in der Öffentlichkeit zwei Bußgeldbescheide erlassen worden 
seien. Die Generalstaatsanwaltschaft unterstützte den Antrag. 
Das OLG hat ihn abgelehnt.
Zu a)	 Das OLG hebt zunächst in Fortsetzung der jüngeren 
Rechtsprechung (vgl. OLG Nürnberg, Beschluss vom 2.11.2021, 
Az.: Ws 952/21, RohR 2022, S. 30) hervor, dass die Grenze des 
§  32 GVG (Freiheitstrafe von mehr als sechs Monaten), die 
von der Bewerbung für das Schöffenamt ausschließt und bei 
einer Verurteilung während der Amtszeit zur Streichung von 
der Schöffenliste führt, keine Untergrenze für eine Amtsent­
hebung eines Schöffen gemäß § 51 GVG darstellt. Wenn be­
reits ein Verhalten genüge, das strafrechtlich überhaupt nicht 
relevant sei, um die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 GVG zu 
erfüllen, müsse dies erst recht gelten, wenn das Verhalten 
zugleich eine Strafnorm erfülle. Dem Argument ist schon im 
Hinblick auf einen verfahrensmäßigen Unterschied der bei­
den Möglichkeiten eines Amtsverlustes beizutreten. Die Ver­
urteilung zu einer Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten 
ist ohne jede Wertung als Voraussetzung leicht zu erkennen 
und zu handhaben und kann vom Gericht, dem der Schöffe 
angehört, mit einer einfachen Streichung aus der Schöffenlis­
te vollzogen werde. Dagegen setzt die Feststellung der gröb­
lichen Pflichtverletzung eine Prüfung und Wertung voraus, die 
als Eingriff in die (auch dem Schöffen zustehende) persönliche 
richterliche Unabhängigkeit einem besonderen Senat des OLG 
übertragen ist. Die Regelung entspricht dem Verfahren bei Be­
rufsrichtern, bei denen ein Amtsverlust automatisch bei einer 
Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr eintritt (§ 24 Nr. 1 
DRiG), während bei einer Entlassung aus anderem Grund das 
Richterdienstgericht zuständig ist.

Die Amtsenthebung eines Schöffen verdient dieselbe Auf­
merksamkeit und hat dasselbe Gewicht wie die eines Berufs­
richters. Auch für die Schöffen gilt das Prinzip des gesetzlichen 
Richters (Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG), das nur bei Beachtung der 
Verhältnismäßigkeit von Pflichtverletzung und Sanktion den 
Eingriff (Orientierungssatz 3) zulässig, aber auch erforderlich 
macht. Dabei kommt schwerwiegendes Fehlverhalten auch 
außerhalb des Amtes in Betracht, wie die jüngste Amtsent­
hebung einer Schöffin des LG Erfurt durch das Thüringer OLG 
wegen Verstoßes gegen das Mäßigungsgebot im Umgang mit 
Rechtsextremen deutlich macht.

Diesen strengen Maßstab sah das OLG Zweibrücken im vorlie­
genden Fall nicht erreicht. Die Grundrechte auf Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 Satz 1, Art. 8 Abs. 1 GG) 
hätten insoweit Vorrang. Anhaltspunkte dafür, dass mit der 
Ablehnung der staatlich angeordneten Maskenpflicht im Frei­
en zur Bekämpfung der Corona-Pandemie auch eine grund­
sätzliche Infragestellung staatlicher Strukturen verbunden 
war, hat das OLG nicht gesehen. Auch aus der Veranstaltung 
oder Leitung von Versammlungen unter freiem Himmel ohne 
Anmeldung ergebe sich nichts anderes. Die Verletzung einer 
behördlichen Meldepflicht lasse nicht auf eine ablehnende 
Grundeinstellung zur freiheitlich-demokratischen, rechts- und 
sozialstaatlichen Ordnung schließen.

Zu b)	 Eine vorläufige Maßnahme (sofortige Untersagung 
der Amtsgeschäfte) im Hinblick auf eine – mögliche – Verurtei­
lung lässt das Gesetz nicht zu. Sie steht nach der Auffassung 
des OLG im Widerspruch zum Konzept des § 32 GVG, der eine 
Amtsenthebung bereits bei Erhebung der Anklage nur zulässt, 
wenn mit dem Urteil der Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter droht  – also vorrangig bei der Begehung 
von Verbrechen.

Die Entscheidung stellt insgesamt die starke Stellung der 
ehrenamtlichen Richter heraus, die in einzelnen Entscheidun­
gen anderer Oberlandesgerichte nicht immer im vergleichba­
ren Maße eingeschätzt wurde (vgl. etwa Lieber, Amtsenthe­
bung eines Schöffen in NRW. Zum Beschluss des OLG Hamm 
vom 18.11.2020  – 1 Ws 380/20  – eine Gesamtbetrachtung, 
RohR 2021, S. 21 ff.). (hl)

Link zum Volltext der Entscheidung: 
https://www.landesrecht.rlp.de/bsrp/document/
KORE274392022 
[Abruf: 7.5.2023]

III.	 Verwaltungsgerichtsbarkeit

OVG Hamburg:  
Bei Postnachfolgeunternehmen tätige 
Beamtin als ehrenamtliche Richterin
§ 22 Nr. 3 VwGO schließt nicht aus, eine bei einem privatrecht­
lich organisierten (Aktiengesellschaft) Nachfolgeunternehmen 
der Deutschen Bundespost beschäftigte Beamtin zur ehren­
amtlichen Richterin zu berufen.
OVG Hamburg, Beschluss vom 23.2.2022 – 3 AS 1/22

Sachverhalt: Die ehrenamtliche Richterin beim Hamburgi­
schen OVG hat angezeigt, dass sie als Beamtin bei der Deut­
schen Post AG in der Briefzustellung beschäftigt ist. Die Präsi­
dentin des Hamburgischen OVG beantragt, die ehrenamtliche 
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